
 

 

 
 
 
 

Stellungnahme zum Nachtragshaushalt des Dachverbands der autonomen 
Frauenberatungsstellen NRW e.V. 
 
 
Die Corona-Krise hat unser Leben massiv verändert und stellt alle vor große 
Herausforderungen. Wir alle und auch die Landesregierung rechnen aufgrund der starken 
Einschränkungen im öffentlichen Leben mit einer deutlichen Zunahme der häuslichen 
Gewalt. 
 
Die Arbeit in den Frauenberatungsstellen hat sich ebenfalls deutlich verändert.  
Um eine Gefährdung von Mitarbeiterinnen und Klientinnen zu vermeiden, sind 
mittlerweile die meisten Beratungsstellen nur noch telefonisch oder online zu erreichen.  
Das bringt neue, auch finanzielle Anforderungen mit sich: 
 

• Viele Beratungsstellen verfügen lediglich über 2 Telefonleitungen. Hier könnte eine 

Aufstockung auf mehr Leitungen sinnvoll sein. 

• Eine Umstellung auf Home-Office erfordert eine entsprechende Ausrüstung an Laptops und die 

technische Einrichtung der Geräte.  

• Auch eine Online-Beratung erfordert datenschutzrechtlich sichere Räume, d.h. die 

Frauenberatungsstellen müssen das entsprechende Equipment, wie z.B. Beranet installieren. 

Die Einrichtung von Beranet kostet 648 € und eine monatliche Pauschale von 35 €, womit 

Kosten von knapp 1.000 € für die Bereitstellung bis Ende des Jahres entstehen. 

• Hinzu kommt, dass Kontakt in den Teams zur Koordinierung der Arbeit über technische 

Hilfsmittel, wie Telefonkonferenzen, Videokonferenzen etc. sichergestellt werden müssen.  

Wir stellen daher den Antrag, die Frauenberatungsstellen für die Umstellung der Arbeit 
mit einer Erhöhung der Sachmittel um 7.500 € zu unterstützen.  
 
Die Versorgung der gewaltbetroffenen Frauen in den Frauenberatungsstellen kann nur 
funktionieren, wenn geklärt ist: 
 

• Wie wird die Wegweisung von Männern (egal, ob gesund oder krank) aus den 
Wohnungen geregelt?  

• Wie kann die Interventionsberatung im Sinne des Gewaltschutzgesetzes von 
gewaltbetroffenen Frauen weiterhin bedarfsgerecht erfüllt werden? 
 

Wie kann eine ggf. notwendige Unterbringung gewaltbetroffener Frauen unbürokratisch 
geregelt werden? 
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